
 

Sitzungsbericht aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 
09.03.2021 

 
  

 
 
 

Öffentliche Sitzung 
 
 

Bürgermeisterin Simone Rürup eröffnete die Sitzung und stellte die ordnungsgemäße 
Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 
 
 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
 
Von den anwesenden Zurhörerinnen und Zuhörer wurden keine Fragen an die 
Verwaltung gestellt. 
 
 
 

TOP 02 Bekanntgabe von Beschlüssen, die in nichtöffentlicher Sitzung gefasst 
wurden 

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit 
 
In nichtöffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht. (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung) 
 
 
Aus der nichtöffentlichen Gemeinderatssitzung vom 09. Februar 2021 sind keine 
Beschlüsse bekannt zu geben. 
 
 
 

TOP 03 Bericht der Bürgermeisterin 

 
 
Bürgermeisterin Rürup gibt folgendes bekannt: 
 

a) Corana-Pandemie  
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Aktuelle Coronafälle in der Gemeinde Baindt vom Stand 08.02.2021 - Anzahl 16 
Die Inzidenz im Landkreis liegt bei 49,8 
Ab dem 29.03.2021 gibt es auch Impftage in der Gemeinde Baindt für 
Bürgerinnen und Bürger, die älter sind als 85 Jahre und körperlich nicht mehr in 
der Verfassung sind, nach Ravensburg zum Impfzentrum zu kommen. 
 
 
 

b) Online-Bürgerinfo am 04.03.2021 zu den Entwicklungen im Fischerareal 
und auf dem Dorfplatz. 
 
Diese Infoveranstaltung war ein voller Erfolg. Über Youtube hatte man über 100 
Teilnehmer*Innen, per Webex ca. 70. Zwischenzeitlich haben sich ca. 600 
weitere Personen die Aufzeichnung angeschaut. Diese Aufzeichnung steht 
dauerhaft zur Verfügung und kann über einen Link auf der Homepage der 
Gemeinde Baindt abgerufen werden. 
 
 
 

c) Umfrage Parken auf dem Dorfplatz 
 
Ab der nächsten Woche findet eine Umfrage zum Parken auf dem Parkplatz in 
der Ortsmitte statt-  
 
 
 

d) GMS-Sitzung 
 
Die GMS-Sitzung vom 11.03.2021 wird auf den 25.03.2021 verschoben. Die 
Stellungnahme des GMS zur Fortschreibung des Regionalplanes auf TO 
(schließt sich der Stellungnahme des Zweckverbandes und der Gemeinden 
zum Kiesabbau und Grundwasserschutz an) und Änderung 
Flächennutzungsplan im Gebiet Reitanlage Oberer Brühl. Änderungs- und 
Aufstellungsbeschluss (steht im Zusammenhang mit dem Bau der Reithalle). 
 
 

 

TOP 04 Fischerareal- Festlegung der Vermarktungskriterien  /  Entwicklungsziele 
im Konzeptvergabeverfahren 

 
 
Bürgermeisterin Rürup berichtet 
 
Das „Fischerareal“ ist als ein qualitätvolles, lebendiges Wohngebiet in Baindt 
unmittelbar in der Ortsmitte konzipiert: Es sollen verschiedenste Wohnangebote für 
unterschiedliche Menschen entstehen. 
 
Die Grundstücke werden zum Festpreis nach Bebauungs- und Nutzungskonzept 
vergeben. Die Grundstücksgrößen richten sich nach dem Bedarf der einzelnen 
Projekte. Die Auswahl erfolgt nach den übergeordneten Kriterien „Welchen Nutzen hat 
das Projekt für das Fischerareal?“ und „Welchen Nutzen hat das Projekt für die 
Gemeinde Baindt?“ 
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Beschluss: 
 
1. Der Gemeinderat stimmt den aufgezeigten Entwicklungszielen für das 

Fischerareal, sowie den Kriterien für die Vergabe des Ankerprojektes und der 
Anliegerprojekte zu.  
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt die Gesamtunterlagen (Exposé) zu erstellen. Bei 
den Zielen der Entwicklung ist der Punkt „klimaneutrales Wohnen“ mit 
aufzunehmen.  

 
3. Der Bewertungsausschuss setzt sich aus dem Gesamtgemeinderat zusammen.  

 
 
 

TOP 05 Haus am Dorfplatz – Durchführung einer Markterkundung 

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
Angrenzend an den Dorfplatz soll ein Gebäude mit einer Nutzung als 
Gesundheitszentrum realisiert werden. Es gibt konkrete Mietinteressenten für eine 
Apotheke im Erdgeschoss und zwei Arztpraxen in den Obergeschossen. Das 
Grundstück befindet sich im Eigentum der Gemeinde, die Bebauung kann nach dem 
§ 34 BauGB erfolgen. Mit der Markterkundung wird ein prinzipielles Interesse von 
potentiellen Bauunternehmen und Investoren an zwei möglichen 
Umsetzungsvarianten abgefragt: 
 
Umsetzungsvariante 1: 
Bau des Gebäudes durch die Gemeinde im Rahmen einer 
Totalunternehmervergabe. 
 
Umsetzungsvariante 2: 
Bau des Gebäudes durch einen Investor nach Einräumung eines Erbbaurechtes am 
Grundstück. 
 
Die Durchführung der Markterkundung soll im elektronischen Bundesanzeiger und auf 
der Homepage der Gemeinde veröffentlicht werden. Parallel können in Frage 
kommende Firmen auch direkt angeschrieben und zur Teilnahme aufgefordert werden. 
Die Teilnahme ist freiwillig und unverbindlich. Die Informationen, die im Rahmen der 
Markterkundung eingehen, dienen der Verfahrensvorbereitung. Die Ergebnisse 
können zur Gemeinderatssitzung am 20.04.2021 vorliegen. 
 
 

Beschluss: 
 
Die Markterkundung wird in der vorgeschlagenen Form durchgeführt. 
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TOP 06 Aufstellungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
"Reithalle" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 
 
Bürgermeisterin Rürup trägt folgenden Sachverhalt vor: 
 
2017 kam die Reitergruppe Baindt e.V. auf die Gemeinde zu mit der Bitte, den Verein 
beim Bau einer Reithalle auf dem Reitgelände zu unterstützen.  
 
Die Verwaltung hat daraufhin die baurechtlichen Voraussetzungen zum Bau einer 
Reithalle im Regionalen Grünzug geprüft. Nur mit einem positiv beschiedenen 
Zielabweichungsverfahren ist es möglich, vor Inkrafttreten des geänderten 
Regionalplanes ein Bauleitplanverfahren in die Wege zu leiten.  
 
In der Sitzung des Gemeinderats am 26.07.2017 wurde grundsätzlich dem Bau einer 
Reithalle auf dem Gelände der bisherigen Reitanlage beim Pumpwerk Brühl 
zugestimmt.  Ebenfalls wurde die Übernahme der Planungs- und Verwaltungskosten 
zur Baufreimachung des Bauplatzes beschlossen.  
 
In der Sitzung vom 10.10.2017 wurde die Verwaltung vom Gemeinderat beauftragt, 
mit Hilfe des Büros Sieber das Zielabweichungsverfahren beim Regierungspräsidium 
Tübingen zum Bau der Reithalle zu beantragen. Zahlreiche Besprechungen und zähe 
Verhandlungen, sowie hartnäckiges Nachhaken waren erforderlich, um dann am 
03.12.2020 den Bescheid zu bekommen, dass das Regierungspräsidium Tübingen 
eine Abweichung von den Zielen der Raumordnung für die Bauleitplanung der 
Reithalle zugelassen hat. 
 
Um die Reithalle bauen zu können, muss nun ein vorhabenbezogener Bebauungsplan 
aufgestellt und der Flächennutzungsplan im betroffenen Bereich geändert werden.  
Im Entwurf des Durchführungsvertrages wurden die Beschlüsse vom 26.07.2017 
eingearbeitet. Er muss aber noch durch verschiedene Ergänzungen, die sich erst im 
Zuge des Bauleitverfahrens ergeben, vor Satzungsbeschluss final abgeändert werden.  
 
 

Beschluss: 
 
Aufstellungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Reithalle"  

Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt beschließt die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Reitverein" (Aufstellungsbeschluss gem. § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)). Das Plangebiet befindet sich ca. 300 m westlich des 
Ortskernes der Gemeinde Baindt sowie der Kreisstraße K 7951. Der räumliche 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird aus dem beiliegenden Lageplan 
(maßstabslos) ersichtlich. Folgende Grundstücke befinden sich innerhalb des 
räumlichen Geltungsbereiches: Fl.-Nr. 185/8 (Teilfläche).  

Erfordernis und Ziele der Planung:  

 Ausweisung eines Sondergebietes zur Realisierung einer Reithalle mit benötigten 
Nebenanlagen des ortsansässigen Reitvereines (Reitergruppe Baindt e.V.) 
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 Stärkung des Standortes durch die Erweiterungen des Angebotes für diesen 
Freizeitsport  

 Berücksichtigung bestehender Strukturen und angrenzender Nutzungen im 
Rahmen der planerischen Feinsteuerungen 

 Prüfung sowie Auseinandersetzung mit den Folgen der Planung für Naturraum und 
Umgebung zur Konfliktvermeidung bzw. Konfliktminimierung 

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung wird eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 
BauGB durchgeführt. Im Rahmen der Begründung zum Entwurf wird ein Umweltbericht 
gem. § 2a Nr. 2 BauGB dargelegt. 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des Gesetzes zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich.  

Hinweise: Der Aufstellungsbeschluss hat keine direkte Auswirkung auf die 
Bebaubarkeit oder Nutzbarkeit von Grundstücken. Der räumliche Geltungsbereich 
kann sich im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ändern. Es erfolgt eine Teiländerung 
des Flächennutzungsplanes im betroffenen Bereich im so genannten Parallelverfahren 
(gem. § 8 Abs. 3 BauGB).“ 
 

 
 

TOP 07 Bauantrag auf Wohnraumerweiterung und Anbau eines Balkons und 
Beantragung der erforderlichen Befreiungen von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes „Boschstraße" für die Überschreitung der 
Grundflächenzahl auf Flst. 49/3, Boschstr. 12/3 

 
Bauamtsleiterin Jeske berichtet: 
 

Auf dem Flst. 49/3 Boschstraße 12/3 soll ein bestehendes Wohngebäude erweitert 
werden. Die Terrasse im Erdgeschoss, die sich in einer Nische auf dem vorhandenen 
Untergeschoss befindet, soll zum Wohnraum umgebaut werden. Ebenfalls ist im 
Obergeschoss eine Wohnraumerweiterung vorgesehen. Der im OG geplante Balkon 
soll mit der Hauskante abschließen und ragt somit 81,5 cm über den bestehenden 
Keller hinaus. Dies ergibt eine neu überbaute Fläche von 3 m².  Das geplante 
Bauvorhaben liegt innerhalb der überbaubaren Fläche.  
 
Das Grundstück liegt im Bereich des Bebauungsplanes „Boschstraße“ und der 
geplante Anbau ist nach § 30 BauGB zu beurteilen.  
 
Als die Häuserzeile, zu der auch das Gebäude Boschstr. 12/3 gehört, 2004 genehmigt 
wurde, wurden die Bauvorhaben nach dem damals gültigen Bebauungsplan „Bifang I 
Erweiterung“ beurteilt. Im Bereich des jetzigen Baugrundstücks war ein Mischgebiet 
mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt. Die Fläche der ganzen 
Häuserzeile wurde zur Berechnung der überbauten Fläche herangezogen. Durch die 
Vermessung und Aufteilung in einzelne Flurstücke und die abgetrennte Zufahrt im 
Norden der Gebäude haben sich sehr kleine Grundstücksflächen ergeben. 
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Da im Bereich des Mischgebiets immer mehr Wohnhäuser entstanden sind, wurde 
beschlossen, dass der Bebauungsplan geändert wird. 2005 wurde dann der heute 
gültige Bebauungsplan „Boschstraße“ rechtskräftig. Hier wurde die GRZ mit 0,3 
festgesetzt. Bereits bei der Aufstellung des neuen Bebauungsplanes lag die GRZ bei 
der Häuserzeile Boschstraße 12 über der neuen Festsetzung. Mit dem Balkonanbau 
im OG werden nun weitere 3 m² Fläche überbaut, weshalb eine Befreiung von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes „Boschstraße“  erforderlich ist, um das 
Vorhaben realisieren zu können. 
 
Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann ein Vorhaben von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden und  
 
1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder 
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder  
3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 

führen würde und wenn die Abweichung auch unter Würdigung der nachbarlichen 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

 
 
Eine Befreiung nach § 31 Abs.2 BauGB kann aus Sicht der Verwaltung erteilt werden, 
da die Überschreitung der GRZ bereits bei Aufstellung des Bebauungsplanes 
erheblich überschritten war und die jetzt beantragt zusätzliche Überschreitung von 3m² 
minimal ist. Mit der beantragten Überschreitung der GRZ sind die Grundzüge der 
Planung nicht berührt. Die Abweichung ist städtebaulich vertretbar und die 
Durchführung des Bebauungsplanes führt zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte. 
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs.1 BauGB zum Bauantrag wird erteilt, 
der erforderlichen Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes wird 
zugestimmt. 
 
 
 

TOP 08 Bauantrag zum Einbau einer Gaupe und zur Erweiterung des Balkons im 
Dachgeschoss des bestehenden Wohnhauses auf Flst. 129/6, 
Kornblumenstr. 3/1 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
Die Bauherrin beantragt den Einbau einer Gaupe sowie den Anbau eines Balkons in 
das Dachgeschoss des bestehenden 1 Familien-Wohnhauses. Für eine bessere 
Ausnutzung der Fläche und Belichtung ist eine zusätzliche Gaupe, im gleichen Stil wie 
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die 1995 errichtete Gaupe geplant. Die zusätzliche Gaupe auf der Südseite soll 2,50m 
breit werden und ein Satteldach mit einer Dachneigung von 30° haben.  
 
Das Bauvorhaben liegt im Bereich des rechtsgültigen Bebauungsplans „Marsweiler 
Spielmann I“ und wird nach § 30 Abs. 1 BauGB beurteilt. Laut Bebauungsplan sind 
Dachaufbauten nicht zulässig, weshalb eine Befreiung von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes erforderlich ist, um das Bauvorhaben verwirklichen zu können.  
 
Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann ein Vorhaben von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden und 
 
1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordert oder 
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder 
3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 

führen würde und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
 
 

Für die Bestandgaupe wurde bereits 1995 eine Befreiung von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes erteilt. Nach Ansicht der Gemeinde sind die Grundzüge der Planung 
nicht berührt und die Abweichung ist städtebaulich vertretbar.  
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs.1 BauGB zu der erforderlichen 
Befreiung zum Bauantrag wird erteilt. 
 
 
 

TOP 09 Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Garage auf Flst. 34/3 und 
34/8, Marsweiler Str. 17 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske informiert das Gremium über folgenden Sachverhalt: 
 
Auf dem Flst. 34/3 und auf Teilen von 34/8 in der Marsweiler Straße ist der Neubau 
eines Einfamilienwohnhauses mit Garage und 1 Stellplatz geplant. Die bestehenden 
Grenzen sollen aufgehoben und neu vermessen werden.  
 
Ein Bebauungsplan liegt nicht vor, so dass das Bauvorhaben nach § 34 Abs. 1 BauGB 
(Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauter Ortsteile) 
beurteilt wird. Nach § 34 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben zulässig, wenn es sich nach 
Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 
überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die 
Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
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Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben, das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt 
werden.  
 
 
Aus Sicht der Verwaltung fügt sich das Bauvorhaben in die Eigenart der Umgebung 
ein, die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse sind gewahrt und die 
Erschließung ist durch die Übernahme einer Baulast für ein Geh- und Fahrrecht 
gesichert. 
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen zum Bauantrag Neubau eines Einfamilienwohn-
hauses auf dem Flst. 225/1 wird erteilt. 
 
 
 

TOP 10 Neubau eines Mehrfamilienwohnhauses mit 6 Wohneinheiten, 7 
Garagenstellplätzen und 9 offenen PKW Stellplätzen auf dem Flst. 
209/3, Annabergstr. 28 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske berichtet: 
 
Auf dem Flst. 209/3 in der Annabergstraße wurde ein Wohngebäude, ein Holzschopf 
und eine Garage abgebrochen. Dies war ein verfahrensfreies Vorhaben, für das keine 
Genehmigung beantragt werden musste. Auf dem Grundstück wird nun der Neubau 
eines Mehrfamilienwohnhauses mit 6 Wohneinheiten, 5 Garagenstellplätzen und 9 
Stellplätzen im Freien beantragt.  
 
Die Garagen und Stellplätze werden von der Ziegelhalde aus angefahren. Hierfür wird 
es notwendig sein, eine Straßenleuchte und eventuell einen Hydranten umzusetzen. 
Vor Erteilung der Baugenehmigung muss die Übernahme der Kosten durch den 
Bauherrn in einer Vereinbarung gesichert sein. Eine schriftliche Zusage liegt bereits 
vor. 
  
Ein Bebauungsplan liegt nicht vor, so dass das Bauvorhaben nach § 34 Abs. 1 BauGB 
(Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauter Ortsteile) 
beurteilt wird. Nach § 34 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben zulässig, wenn es sich nach 
Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 
überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die 
Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt 
werden. 
 
 
Rechtsprechungen stellen fest, dass bei der Betrachtung der Eigenart der Umgebung 
nicht nur die direkte Nachbargebäude einbezogen werden dürfen. In der direkten 
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Nachbarschaft sind die Gebäude aus den Jahren 1967-1968 zwar klein und teils 
niedrig gebaut, allerdings gibt es auch in der Umgebung größere Bauten.  
 
 
Fraktionsübergreifend wurde der massive Baukörper bemängelt, der sich nicht in die 
Umgebungsbebauung einfügt. 
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs.1 BauGB zum Bauantrag Neubau 
eines Mehrfamilienwohnhauses mit Garagen und Stellplätzen wird nicht erteilt. 
 
 
 

TOP 11 Vertagt: Sanierung Klosterwiesenschule - Beauftragung von 
Fachplanern 

 
 

 
Beschluss 

 
Aufgrund der noch unklaren Rechtslage bezüglich europaweiter Ausschreibung wird 
der TOP abgesetzt und auf eine der nächsten Gemeinderatssitzungen vertagt. 
 
 
 

TOP 12 Bekanntgabe der Prüfungsfeststellungen der Gemeindeprüfungsanstalt 
im Prüfungszeitraum 2016-2019  
 
- Stellungnahme der Finanzverwaltung zum Prüfungsbericht der 
Gemeindeprüfungsanstalt (GPA) Baden-Württemberg über die Prüfung 
der Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung in den Haushaltsjahren 
2016-2019 sowie der Wirtschaftsführung und des Rechnungswesens der 
Eigenbetriebe 
 

 
 
Kämmer Abele berichtet: 
 
 
Die Gemeindeprüfungsanstalt Baden-Württemberg (GPA) hat die Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungsführung der Gemeinde Baindt sowie die Wirtschaftsführung und das 
Rechnungswesen der Eigenbetriebe Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 
gemäß § 114 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) von 2016-2019 
geprüft. Neben den Abschlüssen der Kameralistik (2016-2018) wurde die 
Eröffnungsbilanz zum 01.01.2019 und der erste doppische Jahresabschluss 2019 
geprüft. 
 
Der komplette Prüfungsbericht wurde den Mitgliedern des Gemeinderats als Anlage 
übermittelt. Über den wesentlichen Inhalt des Prüfungsberichts ist der Gemeinderat zu 
unterrichten (§ 43 Abs. 5).  
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Die Gemeinde hat nach § 114 Abs. 5 GemO zu den Feststellungen des 
Prüfungsberichtes gegenüber dem Landratsamt und gegenüber der 
Gemeindeprüfungsanstalt innerhalb einer bestimmten Frist Stellung zu nehmen. 
 
Im Bericht sind die Ziffern der wesentlichen Anstände, zu denen eine Stellungnahme 
erforderlich ist, mit einem „A“ gekennzeichnet. Diese Prüfungsbemerkungen sind in 
der Anlage mit den dazugehörenden Stellungnahmen zusammengefasst. Die weiteren 
Bemerkungen sind Anregungen an die Verwaltung, um Verwaltungsvorgänge noch 
rechtsicherer abzuwickeln.  
 
 
Die Verwaltung muss innerhalb von 6 Monaten schriftlich gegenüber der GPA und der 
Rechtsaufsichtsbehörde Landratsamt Ravensburg Stellung nehmen und die 
Beanstandungen ausräumen.  
 
Auszug aus 2.2 Wesentliche Feststellungen der Prüfung.  
 
Die auf einzelne ausgewählte Schwerpunkte (insbesondere Eröffnungsbilanz und 
Jahresabschluss 2019, Kassen- und Rechnungsführung, Städtebauliche 
Erneuerungsmaßnahmen, Grundstücksverkehr und die Eigenbetriebe 
Abwasserbeseitigung und Wasserversorgung) und im Übrigen auf Stichproben 
beschränkte überörtliche Prüfung (§ 15 GemPrO) hat gezeigt, dass die Verwaltung in 
den geprüften Bereichen ordnungsgemäß und sachgerecht gearbeitet hat. Die 
Einzelfeststellungen und Hinweise im Prüfungsbericht schmälern den wiederholt guten 
Gesamteindruck nicht. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt den Prüfungsbericht der Gemeindeprüfungsanstalt Baden-
Württemberg (GPA) vom 29.01.2021 zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung zum 
Bericht gegenüber der GPA und der Rechtsaufsichtsbehörde Stellung zu nehmen. 
 
 
 

TOP 13 Kindergartenangelegenheiten 
Antrag der katholischen Kirchenpflege und des Waldorfkindergartens auf 
Übernahme der Kosten für eine FSJ-Stelle (freiwilliges soziales Jahr) für 
das Kindergartenjahr 2021/2022 

 
 
Hauptamtsleiter Plangg trägt folgenden Sachverhalt vor: 
 
Aufgrund der positiven Erfahrungen, die der Kindergarten „St. Martin“ sowie der 
Waldorfkindergarten mit FSJ-Kräften gemacht hat, wurden Anträge auf Genehmigung 
einer FSJ-Stelle für das kommende Kindergartenjahr eingereicht. 
 
Mangels Bewerber konnten diese Stellen im Kindergartenjahr 2020/2021 in beiden 
Einrichtungen jedoch nicht besetzt werden. 
 
Zur Vorgeschichte: 
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GR-Sitzung am 05.06.2018 
 
Beschluss: 
 

a.) Die katholische Kirchengemeinde Baindt kann im Kindergarten „St. Martin“ auch 
im kommenden Kindergartenjahr 2018/2019 eine FSJ-Stelle besetzen. 

b.) Die anfallenden Kosten können analog dem bestehenden Kindergartenvertrag 
abgerechnet werden. 

c.) Für das Kindergartenjahr 2019/2020 ist die Besetzung einer FSJ-Stelle erneut 
zu beantragen. 

d.) Für den Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“ sowie für den 
Waldorfkindergarten wird ebenfalls eine je eine FSJ-Stelle geschaffen. 
 

 
GR-Sitzung am 06.11.2018  
 
Beschluss: 
 

a.) Es bleibt beim Beschluss vom 05.06.2018 
b.) Anträge auf Übernahme der Kosten für FSJ-Stellen sind jährlich zu stellen. 

 
 
GR-Sitzung am 05.02.2019 
 
Beschluss: 
 

a.) Die katholische Kirchenpflege Baindt (Kindergarten St. Martin), der 
Waldorfkindergarten sowie der Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“ können 
auch im kommenden Kindergartenjahr 2019/2020 je eine FSJ-Stelle besetzen. 

b.) Die anfallenden Kosten können analog dem Kindergartenvertrag abgerechnet 
werden. 

c.) Für das Kindergartenjahr 2020/2021 ist die Besetzung einer FSJ-Stelle erneut 
zu beantragen. 

 
 
GR-Sitzung am 02.04.2019 
 
Beschluss: 
 
Da ein Beschäftigungsverhältnis auf 450 € Basis im Kindergarten „Sonne, Mond und 
Sterne“ in ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis mit einem 
Beschäftigungsumfang von 30% umgewandelt wurde wird die bereits genehmigte 
FSJ-Stelle im Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“ nicht besetzt.  
 
GR-Sitzung am 05.11.2019 
 
Beschluss: 
 

a.) Die katholische Kirchenpflege Baindt, der Waldorfkindergarten sowie der 
Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“ können im kommenden 
Kindergartenjahr 2020/2021 je eine FSJ-Stelle besetzen. 

b.) Die anfallenden Kosten können für den Kindergarten St. Martin sowie für den 
Waldorfkindergarten analog dem Kindergartenvertrag abgerechnet werden. 

c.) Für das Kindergartenjahr 2021/2022 ist die Besetzung einer FSJ-Stelle erneut 
zu beantragen. 
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FSJ-Kräfte werden zur Unterstützung der Fachkräfte, hauptsächlich auch zur 
Betreuung von Kindern mit besonderen Bedürfnissen sowie bei der Umsetzung von 
individuellen Fördermaßnahmen eingesetzt. Auch zur Krankheitsvertretung bzw. bei 
block – und tageweiser Abwesenheit bei Fort – und Weiterbildungsmaßnahmen der 
Fachkräfte sind FSJ-Kräfte eine große Hilfe. 
 
Nichtsdestotrotz handelt es sich bei diesen FSJ-Stellen um eine freiwillige Leistung 
der Gemeinde. Auch aus diesem Grund hat sich der Gemeinderat im Jahr 2018 dafür 
ausgesprochen, dass diese FSJ-Stellen jedes Jahr neu zu beantragen sind. 
 
Die Kosten für eine FSJ-Stelle belaufen sich auf ca. 8.500 € jährlich. 
 
Da die bewilligten Stellen für dieses Kindergartenjahr nicht besetzt werden konnten, 
würden es die verschiedenen Träger begrüßen, wenn der Gemeinderat für das 
Besetzen dieser FSJ-Stellen trotz der angespannten Haushaltslage „Grünes Licht“ 
geben würden. 
 
 

Beschluss: 
 
a.) Die katholische Kirchenpflege Baindt, der Waldorfkindergarten sowie der 

Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“ können auch im kommenden 
Kindergartenjahr 2021/2022 je eine FSJ-Stelle besetzen. 

 
b.) Die anfallenden Kosten können für den Kindergarten St. Martin sowie für den 

Waldorfkindergarten analog dem Kindergartenvertrag abgerechnet werden. 
 
c.) Für das Kindergartenjahr 2022/2023 ist die Besetzung einer FSJ-Stelle erneut zu 

beantragen. 
 

 
 

TOP 14 Anfragen und Verschiedenes 

 
 

a) Neue Kollegin im Rathaus 
 
Bürgermeisterin Rürup stellt dem Gremium die neue Kollegin Frau Franka Maurer 
vor, die seit dem 1. März 2021 als Beamtin des gehobenen Dienstes im Rathaus 
tätig ist. Ihre Tätigkeitsschwerpunkte ist die Sachbearbeitung im Standesamt 
sowie Planung und Steuerung von kommunalen Projekten.  
 
 
 

b) Beleuchtung Sportplatz 
 
Ortsbaumeister Roth teilt mit, dass beim beanstandeten Flutlichtmasten der 
Beleuchtungskopf abmontiert wurde. Von den ursprünglichen 6 Masten werden 
2 Masten abmontiert. Die Sanierung der Beleuchtungskörper ist in Planung. 
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c) Schotterweg Igelstraße/Rehstraße 
 
Es wurde angefragt, ob der Weg von der Igelstraße in Richtung Rehstraße nicht 
durchgängig als Schotterweg ausgeführt werden kann.Bürgermeisterin Rürup 
wird sich dies vor Ort mit Ortsbaumeister Roth  anschauen. 
 
 
 

d) Straßensanierungsmaßnahmen 
 
Ortsbaumeister Roth  teilt mit, dass Straßensanierungsmaßnahmen die 
ursprünglich im Jahr 2020 durchgeführt werden sollten in den April 2021 
verschoben wurden. In diesem Zusammenhang könnten weitere 
Sanierungsmaßnahmen (Kleinbaustellen) in der Bosch- und Benzstraße 
durchgeführt werden. Die zusätzlichen Kosten belaufen sich auf max. 20.000 €. 
Da es sich dabei um einen kleineren Betrag handelt, macht eine Ausschreibung 
dieser zusätzlichen Arbeiten wenig Sinn.  
 
Das Gremium stimmte einstimmig diesen zusätzlichen Straßensanierungs-
maßnahmen zu. 
 
 
 

e) Zirkus Sperlich 
 
Auf eine entsprechende Frage teilt Bürgermeisterin Rürup mit, dass der Zirkus 
keine Standgebühr bezahlen muss. Sonstige Kosten (Wasser, Abwasser, Strom) 
werden jedoch abgerechnet. 
 
 
 

f) Insektenhotel 
 
Das Insektenhotel auf der Fläche der B 30 alt ist zwischenzeitlich fertiggestellt. 
Eine entsprechende Beschilderung wird noch vorgenommen. 

 
 
 


